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Vorstellungen von Politik und Gesellschaft bei Lehrern

Die Befunde der Schiluntersuchungen im Frankfurter Institut für Sozialforschung 
unterstreichen die Notwendigkeit, die Möglichkeiten zu reflektieren, wie die Lehrer­
bildung an den Universitäten und Pädagogischen Hochschulen verändert werden kann;. Das 
politisch-gesellschaftliche Bwußtsein der überwiegenden Mehrzahl derer nämlich, die ■ 
unsere Jugendlichen unterrichten und auf die sogenannte ErnstSituation des Lebens vor­
zubereiten haben, weist spezifische Schranken auf, die den Argwohn berechtigt erschei­
nen lassen, alle aktuellen Bemühungen um Demokratisierung der Bildungschancen seien 
von vornherein vergeblich. Ohne die prinzipielle Skepsis zu teilen, müssen wir als 
Voraussetzung des Erfolges sehr weitreichende, an die Wurzeln des bestehenden Schul­
systems nicht nur, sondern des Systems gesellschaftlicher Machtverteilung überhaupt 
greifende Veränderungverlangen. Wo diese nicht möglich erscheint, sollte vor Illusionen 
gewarnt werden. Will man ernsthaft mein’ Arbeiterkändern als bisher den Zugang zu den 
höheren Schulen und den Universitäten ermöglichen, so ist eine Schulreform ebenso uner­
läßlich wie eine Reform der Lehrerbildung. An der sehr begrenzten Wirksamkeit der bis­
her in unseren Schulen praktizierten politischen Bildung kann die Berechtigung weiter­
reichender Veränderungsforderungen eindringlich demonstriert werden; an den Ursachen 
der geringeren Wirksamkeit ist zu sehen, in welche Richtung solche Veränderungen zu g 
gehen hätten.
Die Wirksamkeit politischer Bildung
Die Untersuchungen des Frankfurter Instituts zeigen: Nur unter bestimmten, selten 
bereits verwirklichtan Unterrichtsbedingungen erreicht die Schule eine Verminderung 
der politischen Gleichgiltigkeit unter den Jugendlichen, baut sie wenigstens die gröb^j 
ste Unwissenheit ab und gelangt sie zu einer gewissen Identifizierung mit den Prinzi-  ̂
pien und Institutionen der Demokratie. Auch der relativ gute Unterricht erzielt nicht 
mehr als eine äußerlich bleibende Bereitschaft, sich am Leben der Öffentlichkeit zu 
beteiligen; die Kenntnisse bleiben insgesamt oberflächlich und punktuell, Sensibilität 
für problematische Vorgänge in der Politik wird kaum geweckt. Der politische Unter­
richt ist vor allem ziemlich folgenlos geblieben für die politische Urteilsfähigkeit: 
Die wenigsten Schüler, gleich welcher Schulart, verfügen über die angemessenen Kate­
gorien, mit denen sie Politik und Gesellschaft zu begreifen vermöchten. Vorherrschend 
sind die Neigung, das politische und historische Geschehen zu personalisieren - einzel­
nen Personen (Bismarck, Hitler, Adenauer oder Erhard etwa) zuzuschreiben, was allein 
aus objektiv gesellschaftlichen Prozessen und Interessenstrukturen zu erklären wäre - 
die Verwendung biologischer oder psychologischer Kategorien, wo es sich um soziale 
Phänomene handelt (Kriege werden erklärt aus der "Natur des Menschen"), und ein sta­
tisches, unhistorisches Denken, dem sozialer Wandel sich eigentlich nicht erschließt.
So bleibt notwendig unbegriffen, wie sich das Verhältnis von Individuum und Gesell­
schaft jeweils konkret herstellt und wie es sich in der Geschichte verändert, ja über­
haupt was es heißt, daß der Mensch ein soziales Wesen &ei. Kaum ist das Potential ge­
schaffen von mündigen Staatsbürgern, die fähig waren, ihre eigene gesellschaftliche . 
Rolle zu verstehen und auch in die Hand zu nehmen. Gleichgültigkeit gegenüber dem % 
Bereich der Politik entspricht einer mehr oder weniger apathischen, gelegentlich auch 
schön resignativen Hinnahme dessen, was ist. Passives Hinnehmen der gesellschaftlichen 
Verhältnisse, wie sie sind, bedeutet aber unter anderem auch Hinnehmen der sozialen 
Unterschiede, der Privilegierung, oder Dikriminierung beim Zugang zu höherer Schulbil­
dung als quasi naturwüchsiger Verhältnisse.
Die Voraussetzung bei den Lehrern

Der Bfund insgesamt geringer Wirksamkeit des politischen und sozial Rundlichen Unter**.- 
richts verlangt, nachcen Ursachen zu fragen. Die Studien zeigen, daß sowohl in der 
Konzeption der politischen Bildung, wie in den Unterrichtsmitteln und in der bisher ~* 
praktizierten Lehrerausbildung erhebliche Schranken bestehen, die ein rationales und 
damit kritisches Verhältnis der jungen Menschen zu gesellschaftlichen Realität ver­
hindern. Bei einer Analyse des Lehrervewußtseins ist zu beachten, daß keineswegs die 
Lehrer selbst zu Sündenböcken für die unbefriedigende Praxis des Unterrichts gestem­
pelt werden sollen. Vielmehr geht es darum, die Bedingungen zu benennen, unter denen 
dieser Unterricht erteilt wird, und die verändert werden müssen, will man das wirklich: 
erreichen, was öffiziell beteuert wird: über die Erziehung zum demokratischen Staats­
bürger eine Demolratisierung der Gesellschaft zu unterstützen.
'Die Voraussetzungen zu solchen Erziehung bestehen bei den Lehrern bisher kaum. Die \ü 
überwiegende Mehrzahl verfügt .'her keine wissenschaftliche Ausbildung, um die not­
wendiger sozialwissenschaftlichen Aspekte Im Schulunterricht überhaupt sichtbar werden 
zu lassen. Im allgemeinen werden die Urteile über politische und gesellschaftliche 
Sachverhalte und Zusammenhänge gesteuert von vor-wissenschaftliehen Einstellungen, blei 
ben im Bereich der Vor-Urteile, Vorstellungen. die der Lehrer aufgrund seiner sozialen



Herkunft, aus den Mittelschichten, seiner sozialen Stellung als Beamter, und aufgrund 
seiner eigenen Ausbildung am noch immer bildungshumanistisch orientierten Gymnasium 
und an der Hochschule hat, geben im "‘allgemeinen unreflektiert den Maßstab ab, mit 
dem er die sozial bedeutsamen Themen behandelt und beurteilt.
Ein zentraler Untersuchungsbefund ist, daß die Lehrer in ähnlichen Kategorien denken 
wie die Schüler: auch bei ihnen sind die Phänomene der Personalisierung, Psycholo­
gisierung und Biologisierung gesellschaftlicher Verhältnisse zu beobachten, die 
sich also schwerlich damit erklären lassen, daß Jugendliche notwendig durch diese 
Bewußtseinsstufen hindurchgehen müssen, um dann als Erwachsene zum adäquaten Denken 
zu gelangen. Vielmehr gehören 3ie zu den gesellschaftlich vorherrschenden Schichten 
des bürgerlichen, sogenannten gebildeten Mittelstandes verbreiteten Denkweisen, die 
durch die Lehrerausbildung nicht aufgelöst werden.
Das Verhältnis der Lehrer zu Politik und Gesellschaft
Charakteristisch auch ist ein "idealistisches" Verhältnis zur Politik. Die Auffassung, 
daß "wahre" Politik sich nicht mit den Interessen einzelner Gruppen, sondern unmittel­
bar mit dem sogenannten Gemeinwohl, mit dem Interesse der "Gemeinschaft" oder des 
Staates zu beschäftigen habe, ist typisch. Leicht wird dann vom rechten Verhalten 
des Einzelnen abhängig gemacht, ob das Ganze in Ordnung ist: von seiner Anständig­
keit, von seinem Wohlverhalten, seiner partnerschaftlichen Gesinnung und dergleichen. 
Erfahrungen aus dem primären Lebensbereich, der Familie zumal, werden bruchlos 
übertragen auf die de3 sekundären: die Institutionen der Wirtschaft und des Staates, 
jjer Gedanke, Politik könne legitimerweise etwas zu tun haben mit der organisierten 
Durchsetzung materieller Interessen, ist der Mehrzahl der befragten Lehrer fremd 
und zuwider. "Richtig" verstandene Politik müsse frei sein von "parteipolitischem 
Gezänk", von Einseitigkeit und "Interessenvertreterei"; es komme auf den überpartei­
lichen Stnadpunkt an.
Mit dem Anspruch, sich "für das Gemeinwohl und das Ganze verantwortlich" zu fühlen 
und deshalb keiner politischen Richtung verpflichtet zu sein, rechtfertigt die Mehr­
zahl der Lehrer auch ihre Zurückhaltung gegenüber politischen Stellungnahmen im 
Schulunterricht. Überparteiliches Pathos, Orientierung am unpolitischen Ideal der 
humanistischen Bildungstradition hat bei ihnen allenfalls abstrakte Demokratie- 
Bekenntnisse zur Folge. Wenn Stellung genommen wird zu aktuellen Themen, so geschieht 
das meist in der Weise unverbindlich, als auf den streng privaten, fast zufälligen 
Charakter subjektiver Meinungsäußerung verwiesen wird. Es scheint darüberhinaus, 
daß die - mit der Stellung der Schule in der Gesellschaft schließlich zu erklä­
rende - Neutralität der Lehrer nur an der Oberfläche durchgehalten wird. Für ihr 
Verhältnis zum Problem der Bildungschancen von Arbeiterkindern ist das recht be­
deutsam. - Im Unterricht werden Fragen gesellschaftlicher Schichtung, sozialer Kon­
flikte und das Thema Gewerkschaften entweder umgangen oder unbewußt von der Sicht 
einer mittelständischen Interessenlage her interpretiert. Im Falle der Gewerkschaf­
ten und der Lohnkonflikte etwa wurden mehr gewerkschaftsfeindliche als -freundliche 
oder neutrale Einstellungen beobachtet. Der Scheincharakter von Objektivität tritt 
gelegentlich ganz deutlich zutage, ohne daß er den Lehrern selbst bewußt würde. So 
fehlt‘.ihnen oft einfach die Voraussetzung sozialwissenschaftlicher Vorbildung, die 
ihnen erlaubte, etwa die Funktion von Streiks und das Verhältnis von Löhnen und 
Preisen sachlich darzustellen und aus der besonderen Struktur unserer Gesellschaft 
und ihres Wirtschaftssystems erklären zu können. Die latente Furcht der Mittel­
schichten, "nivelliert" zu werden, läßt den Lehrern die Gewerkschaften und das Be­
mühen der Arbeiterklasse, sozial bessergestellt zu werden und die V/irtschaft zu 
demokratisieren, eher als eine Bedrohung erscheinen.
Forderungen an die Lehrerausbildung
Die entscheidende Voraussetzung für einen größeren Erfolg sowohl des politischen 
Unterrichts als auch der Begabtenförderung in den unteren sozialen Schichten liegt 
in strukturellen Änderungen der Schule überhaupt und in einer umfassenden Reform 
der Lehrerbildung. Zu den zentralen Aufgaben einer solchen veränderten Lehreraus­
bildung gehörte, die zukünftigen Lehrer sensibel zu machen für den Zusammenhang 
zwischen Politik und Gesellschaft und zwischen den sozialen Chancen der Einzelnen 
und der Schichtung der Gesellschaft; sie über die eigenen sozialen Interessen und 
’ die der Angehörigen anderer Bevölkerungsgruppen las sozial verurschaten aufzuklä­
ren, sie aufzuklären über ihr eigenes "Gesellschaftsbild", wie über das soziale 
Sein und Bewußtsein ihrer Schüler, und schließlich ihnen einen Begrifi zu vermitteln 
vom Verhältnis der sozialen Normen, die die Schule vermittelst, zu dem gegebenen 
sozialen System und dessen politische und Ökonomische Machtverteilung.
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Unterrichtsmethoden und Didaktik sind von solcher Reform nicht ausgenommen: was 
als typischer Zug im Denken der Jugendlichen zu beobachten ist - Auseinanderset­
zungen in der Demokratie als bloße Differenz subjektiver Meinungen zu verstehen-- 
das wird leicht gefördert durch jene Analogien, die aus dem primären Bereich sozi­
aler Beziehungen umstandslos übertragen werden auf den sekundären. Das Charakte­
ristikum der"großen Politik" und der gesamtgesellschaftlichen Verhältnisse, die es 
mit verschiedenartigen Interessen und deren für jeden kosequenzerreichen Kampf um 
Einfluß zu tun haben, wird mit Demokratie-Spielen in der Schulklasse kaum veran­
schaulicht werden können. Solche Modelle mögen sogar eher verdummen als aufklären, 
da objektiv-gesellschaftliche Funktionszusammenhänge prinzipiell aufgelöst werden 
in subjektives Handeln.
Energisch zu fördern wären Ansätze in der neuesten pädagogischen Diskussion, die 
starre Entwicklungsgesetzlichkeiten der psychologischen Reifung aufgeben und als 
Ausgangspunkt ihrer Überlegungen die Tatsache nehmen, daß der Mensch ein soziales 
Wesen ist, Lernprozesse entscheidend davon abhängen, in welcher sozialen Umgebung 
und unter welchen Denkvorstellungen sie geschehen. Wenn die Lehrer Kenntnis nehmen 
von den modernen Forschungen auf diesen Gebieten, etwa den Untersuchungen Basil 
Bernsteins über die sprachlich vermittelte Behinderung der Arbeiterkinder an höheren 
Schulen, oder den hier skizzierten über die latent arbeiterfeindliche Bewußtseins­
lage der meisten unserer Befragten aus allen Schularten, dann ist vielleicht zu er­
warten, daß ihre gesellschaftlich verursachten Vorurteile, für die sie bislang 
kaum Schuld tragen, der eigenen kritischen Überlegung nicht länger standhalten.



Auf der Bundestagung der BMV , die vom 6.-10. April in Falken­
stein stattfand, erarbeiteten SMV-sprecher diese Aesolutior. 
Sie wurde von der Versammlung wegen der erbitterten.Gegenwehr 
der meisten Vertrauenslehrer nicht angenommen, 
wir senden diese Resolution-.nun allen befreundeten Gruppen, 
dir' schlagen örtliche Arbeitskreise mit Klassensprechern vor.

ge z. i. A.
....... - Ulrike Lauer

Resolutionsentwurf
In unserer Gesellschaft ist die schule nicht nur Einrichtung 
zur Verteilung sozialer Chancen, sondern auch ein Instrument 
zur Sicherheit bestehender Herrschaft. Sie ist entsprechend den 
Strukturen des Herrschaftssystems autoritär organisiert. Liê  
Demokratisierung der '̂ chule und die Demokratisierung der ge Seil­
schaft bedingen sich wechselseitig, und stoßen auf rhwn ..iderstand 
gegen die Veränderung von Pachtverhältnissen derjenigen,die ein 
Interesse daran haben dme Erziehung kritischer und selbständig 
denkender Individuen, die in der "age, sind, Kontrolle und Steue­
rungen nach unten zu verlegen und so herrs haftsverhältnisse in 
Frage zu stellen,zu verhindern.
Demokratisierung finden dort statt,.wo Menschen selbst zunehmend 
über Inhalte und Formen ihres Gebens zu bestimmen vermögen.
Eine demokratische Schule müsste folglich die ihr angehörenden 
befähigen, über Stoff und Methoden der im ihr organisierten Lern­
prozesse selbst zu entscheiden. Ihre erste Aufgabe wäre also, 
die ochüler in Stand zu setzten, 'Lernziele und Lernmethoden in 
ihrer Bedeutung zu verstehen, sie krit-isch zu beurteilen, und die 
vorhandenen und noch z .chaffenden 'Wahlmöglichkeiten^tional 
zu nutzen. . J • _
Mit der SelbsbeStimmung der ernenden wird emokratie- in der sehr., 
Io- verwirklicht. Braut sich die echule in ihrer pädagogischen Ab­
sicht dies Ziel.der Selbstbestimmung -der ^ernenden und ^ehren- 
doh gar nicht erst zu, verzichtet sie uneingestanden auf Demo­
kratie:.
gerr chaft über ^ernende " ende -wird mittels Strafen
ensuren ersetzungen und autoritären Lehrerverhaltens ausgeübt.

So unterworfene Schüler und JJehrer versetzen sich derart gegen­
seitig in Angst, die in diesem ..Frozeß zum fragwürdigen Lehr- 
uhd Rernverhältnis wird. _ •
Diese "echselbeziehung verhindert den Frozeß der Demokrati­
sierung, verhindert das entstehen kritischen, rationalen ^ev/ußt- 
seins hei Lehrern und ^chülornv
Sic. ist Sabotage am erklärten ^ernziel der °ch le.
Aus der ^nalyse ihres eigenen Beispiels vermöchte die Schule 
rationales Durchdenken gesellschaftlicher Zusammenhänge zu 
lehren und zwar durch Darstellung der Verflechtung von.^ern-und 
nerr.chaftsprozessen. Die ochule selbst zum egenstand von Lern­
prozessen zu machen, heißt notwendig sie verändern. Die notwendigen 
Veränderungen schließen ein:
Objektivierung,der ernprozesse und ihre Kontrolle durch pro­
grammierten Unterricht - damit lassen sich Informationen ver­
mitteln, selbstaktivierende -Fernformen fördern, die Grundlagen 
für schöpferisches, ^enken legen-'



2.Seite der SMV-Resolution

2 . Einführung von Projekt-und Kurssystem und Gruppenunterricht.

3. Befähigung zur Kritik der Unterrichtsmethoden und Veränderung 

der Kolle des -Lehrers, d r als oachverständigor Anreger von 

Lennprozessen sein Informationsmonopol aufgibt.

4. Bewußtmachen gruppendynamischer Prozesse durch Institutionali­

sierung von Kritik und oelbstkritik.

5. ̂ ewußtmachung der ständig vorgandenen Konfliktsituation in der 

ochule,d.h.1. ständiges infragesteilen sittlicher »verthaltungen 

sozialer Können und Institutionen.2. Verdeutlichung , Dis­

kussion und ständige Konfrontation gegensätzlicher Interessen. 

3. Politisches handeln derSGchüler im aktualisierten Konflikt 

bei faktis her Gleichstellung der beteiligten Gruppen.

6. Volle Grundrechte auch .in der Gchule,i.e.Abschaffung der 

Disziplinarstrafen,Hecht auf freie Meinungsäußerung, auf Ver­

sammlung, politische Organisation, Demonstration und btreik.

7. Qualifizierte Mitbestimmung der ochüler bei den sie betref­

fenden Angelegenheiten u.a. bei der Auswahl der Unterricht? 

mittel-und methoden, der Unterrichtsplanung und der Lehrer 

wahl« Mitwirkung d r ochüler bei rlassen, -»chulgesetzten, 

Lehrplänen,didaktischen und methodischen Kichlinien in pari­

tätischen Ausschüssen.

8. Integrierte Gesamts hule und Collegesystem mit polytechni­

schem Unterricht, Umstrukturierung der Lehreraus-und fort- 

bildung.

Konsequenz dieser Forderung ist:die Aufhebung des formaldemo 

kratis. hen und bürokratischen -tt-ufbaus der 8MV und dessen Er­

satz durch ein realdemokratis.hes -oystem(Rätemodell). D.h. , 

Entscheidungen zu fassen,ist alleinige Aufgabe der Vollver­

sammlung der ^chüler.uie Vollversammlungen beauftragen ochüler 

räte, die im Gegensatz zu den jetzigen Gehülervertretungen 

ständig von allen ^chülern kontrolliert werden,konkrete Be­

schlüsse Üeu- Vollversammlung durchzuführen, Ihre xxufgabe 

bbschränkt sich auf Executivfunktionen mit direktem besch­

ränkten Mandat. Damit wird verhindert, daß die gewählten 

Vertretungen der ochüler personifiziert der Depression der 

ochulautorität ausgeliefert sind, 

wenn sich Politiker, minister, Bürokraten und Manager dagegen 

wehren, diese Forderungen zu erfüllen, müssen die ochüler ihre 

Erfüllung erzwingen und sich endlich selbst für ihre eigenen 

Interessen ein.setz .en,d.h.sie müssen publizieren, demonstrie­

ren (provozieren)und streiken.


